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1. Lage und Wirkungsbereich 
Die Große Kreisstadt Mosbach liegt im Elzmündungsraum ca. 30 km nördlich der Stadt Heil-
bronn und ca. 40 km östlich der Stadt Heidelberg. Sie befindet sich im westlichen Teil des 
Landkreises Neckar-Odenwald, gehört dem Land Baden-Württemberg an und ist Sitz der 
Kreisverwaltung. 
 
Benachbarte Gemeinden sind im Norden Waldbrunn, Limbach und Fahrenbach, im Osten 
Elztal und Billigheim, im Süden Neckarzimmern und Haßmersheim, im Westen Obrigheim, 
Binau und Neckargerach. 
 
Die Stadt Mosbach bildet mit den Umgebungsgemeinden Elztal, Neckarzimmern und Obrig-
heim die Vereinbarte Verwaltungsgemeinschaft Mosbach – Elztal – Neckarzimmern – Obrig-
heim. 
 
Die Gemarkung der Großen Kreisstadt Mosbach umfasst eine Fläche von 6.223 ha. Die 
Einwohnerzahl beträgt mit Stand 31.12.2016 23.763 Einwohner1, davon entfallen rund 600 
Einwohner auf den Stadtteil Reichenbuch, der im Nordwesten der Stadt Mosbach liegt. 
 
Abbildung 1: Lage des Änderungsbereiches 

 
Darstellung unmaßstäblich; Kartengrundlage: Landesvermessungsamt Baden-Württemberg (Hrsg.), 
unbeglaubigter Auszug aus der Topographischen Karte 1 : 25.000, Ausgabe 2009 
 
Der Änderungsbereich liegt im Norden des Stadtteils Reichenbuch westlich der Birkenwald-
straße und umfasst die Grundstücke Flst.Nr. 662, 671, 673, 674, 675 und 688 (alle teilwei-
se), es handelt sich hier um insgesamt ca. 1,2 ha. 
 
                                                
1 Wohnbevölkerung gemäß Einwohnermeldestatistik der Stadt Mosbach 
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Abbildung 2: Geltungsbereich der FNP-Änderung 

 
Darstellung unmaßstäblich, Kartengrundlage: Landesvermessungsamt Baden-Württemberg (Hrsg.), 
unbeglaubigter Auszug aus der automatisierten Liegenschaftskarte vom 28.10.2014 
 
 
2. Anlass zur Änderung, Aufstellungsbeschluss und P lanverfahren 
Die Große Kreisstadt Mosbach verfügt derzeit in ihren ländlichen Stadtteilen nur noch über 
sehr wenige bebaubare Grundstücke. Im Stadtteil Reichenbuch sind die Möglichkeiten zur 
Neubebauung weitgehend erschöpft. Auch die Bauplätze im Baugebiet „Rote Äcker III/2“, 
das in den Jahren 2003/2004 und somit als letztes Baugebiet in Reichenbuch erschlossen 
wurde, sind bebaut. 
 
Durch den Wohnungsbedarf ist für die Eigenentwicklung des Stadtteils die Ausweisung neu-
er Wohnbauflächen dringend erforderlich, um der Abwanderung von jungen Familien entge-
genzuwirken. Dies kann im Stadtteil Reichenbuch anhand einer Arrondierung der bestehen-
den Siedlungsflächen westlich der Baugebiete „Rote Äcker I“ und „Rote Äcker III“ gesche-
hen. 
 
Der Gemeinsame Ausschuss der Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Mosbach – Elztal – 
Neckarzimmern – Obrigheim hat bereits in seiner Sitzung am 13.12.2004 den Aufstellungs-
beschluss zur Änderung des Flächennutzungsplanes gefasst. Im Zeitraum vom 06.06.2005 
bis einschließlich 08.07.2005 wurde die frühzeitige Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 
durchgeführt. 
 
Das Verfahren wurde jedoch zunächst nicht weitergeführt, da das Plangebiet gemäß Raum-
nutzungskarte zum Regionalplan 1992 am Rand eines „Schutzbedürftigen Bereichs für die 
Landwirtschaft“ und eines „Regionalen Grünzugs“ lag. Eine Ausweisung als Wohnbaufläche 
hätte daher zu einem Zielkonflikt mit dem Regionalplan geführt. Dieser Konflikt hätte zum 
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damaligen Zeitpunkt durch ein Zielabweichungsverfahren oder eine Teiländerung des Regi-
onalplans behoben werden können. Beide Vorgehensweisen erschienen jedoch im vorlie-
genden Fall nicht praktikabel und wurden deshalb von Regionalverband und Regierungsprä-
sidium nicht mitgetragen. 
 
Es wurde vereinbart, die Planungsvorstellungen in das Fortschreibungsverfahren zum Regi-
onalplan einfließen zu lassen und das FNP-Änderungsverfahren in dieser Zeit ruhen zu las-
sen. Das Fortschreibungsverfahren zum Einheitlichen Regionalplan Rhein-Neckar erstreckte 
sich über einen mehrjährigen Zeitraum.  
 
Seit dem 15.12.2014 ist der neue Einheitliche Regionalplan Rhein-Neckar verbindlich. Das 
FNP-Änderungsverfahren konnte daher wieder aufgenommen werden. Der Gemeinsame 
Ausschuss der Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Mosbach – Elztal – Neckarzimmern – 
Obrigheim hat in seiner Sitzung am 30.04.2015 den Aufstellungsbeschluss zur Änderung des 
Flächennutzungsplanes neu gefasst. Die zunächst für Ausgleichsmaßnahmen vorgesehene 
Teilfläche im Norden des Plangebietes wurde in diesem Zuge wieder aus dem Geltungsbe-
reich herausgenommen, dafür aber der östliche (teilweise bereits bebaute) Bereich des 
Grundstücks Flst.Nr. 662 in den Geltungsbereich einbezogen (vgl. Abbildung 2). 
 
Mit den geänderten Planunterlagen wurde im Zeitraum vom 01.06.2015 bis einschließlich 
03.07.2015 die frühzeitige Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung durchgeführt. Vom 
08.01.2018 bis einschließlich 09.02.2018 wurde die Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 
Abs. 2 BauGB sowie die Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB durchgeführt. 
 
Die Fläche ist bislang als „Fläche für die Landwirtschaft“ im Flächennutzungsplan ausgewie-
sen. Um in diesem Bereich eine Wohnnutzung zu ermöglichen, ist eine Umwidmung von 
bisher „Fläche für die Landwirtschaft“ in „Wohnbaufläche“ nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 BauNVO 
vorzunehmen. 
 
Der Änderungsbereich umfasst insgesamt rd. 1,2 ha. 
 
 
3. Bestehende Planungen 
3.1 Landesentwicklungsplan 

Im Landesentwicklungsplan des Landes Baden-Württemberg ist die Große Kreisstadt Mos-
bach als Mittelzentrum ausgewiesen. Sie liegt im Schnittpunkt der Entwicklungsachsen Hei-
delberg, Mosbach, Heilbronn sowie Heidelberg, Mosbach, Würzburg. 
 
3.2 Regionalplan 
Der Einheitliche Regionalplan Rhein-Neckar enthält inhaltsgleiche Aussagen zur Lage an 
den Entwicklungsachsen und der Zentralitätseinstufung.  
 
Gemäß Raumnutzungskarte zum Einheitlichen Regionalplan Rhein-Neckar, verbindlich seit 
dem 15.12.2014, ist das Gebiet als „Weißfläche“ (ohne Restriktionen) dargestellt. 
 
3.3 Flächennutzungsplan 

Die Erste Fortschreibung des Flächennutzungsplanes der Vereinbarten Verwaltungsgemein-
schaft Mosbach – Elztal – Neckarzimmern – Obrigheim ist am 27.01.2001 wirksam gewor-
den. 
 
Das Gebiet ist in der gültigen Planfassung des Flächennutzungsplanes als „Fläche für die 
Landwirtschaft“ gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 9 a BauGB ausgewiesen.  
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3.4 Bebauungspläne im Parallelverfahren 

Der Bebauungsplan „Rote Äcker VI, Nr. 5.06“ wird im Parallelverfahren aufgestellt. 
 

3.5 Schutzgebiete 

Das Gebiet liegt derzeit außerhalb der Erschließungszone des Naturparks Neckartal-
Odenwald. Eine Änderung der Naturpark-Verordnung erübrigt sich jedoch. Nach § 2 Abs. 3 
Nr. 4 der Naturpark-Verordnung vom 31.07.2000 werden Flächen, die im Flächennutzungs-
plan für die Bebauung vorgesehen sind (Bauflächen), automatisch zur Erschließungszone. 
 
Weitere Schutzgebietsausweisungen liegen nicht vor. 
 
 
4. Bestand und Nutzung im Plangebiet 
4.1 Erschließung 

Das Gebiet kann über die bestehende Birkenwaldstraße erschlossen werden. 
 
4.2 Nutzung 

Die Fläche wurde mit Ausnahme des Grundstücks Flst.Nr. 662 bislang landwirtschaftlich ge-
nutzt. Auf dem im Plangebiet liegenden Teilbereich des Grundstücks Flst.Nr. 662 befinden 
sich ein Wohnhaus sowie Lagerräume, Garagen und ein Stall. 
 
 
5. Ziel und Zweck der Planänderung 

Wie unter Punkt 2 ausgeführt, besteht im Stadtteil Reichenbuch nach weitgehender Aus-
schöpfung der vorhandenen Bebauungsmöglichkeiten nach wie vor Eigenbedarf nach 
Wohnbauflächen. Mit dem Gebiet „Rote Äcker VI“ soll daher eine verträgliche Arrondierung 
des Siedlungskörpers des Stadtteils Reichenbuch vorgenommen werden. Das Gebiet eignet 
sich als Baufläche, da auf der anderen Straßenseite bereits eine Bebauung vorhanden ist. 
Weitere Standortalternativen innerhalb des Stadtteils Reichenbuch wurden geprüft, scheiden 
jedoch aus unterschiedlichen Gesichtspunkten aus. In dem Gebiet soll eine Wohnnutzung 
ermöglicht werden. Auf einer Fläche von ca. 0,8 ha können 9 Einzelhausbauplätze mit einer 
Größe von jeweils rund 600 - 700 qm (entsprechend der Nachfrage von Interessenten)  ge-
schaffen werden, außerdem kann auf dem Grundstück Flst. 662 weitere Wohnbebauung 
ermöglicht werden. Durch diese aufgelockerte Bebauung kann der Siedlungskörper Rei-
chenbuchs behutsam ergänzt werden. 
 
Die Fläche ist im Flächennutzungsplan als „Fläche für die Landwirtschaft“ ausgewiesen. Der 
Flächennutzungsplan sollte daher an dieser Stelle geändert werden. 
 
 
6. Bauflächenbedarfsnachweis 
Gemäß den Hinweisen zur Plausibilitätsprüfung der Bauflächenbedarfsnachweise im Rah-
men des Genehmigungsverfahrens nach §§ 6 und 10 Abs. 2 BauGB des Ministeriums für 
Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau des Landes Baden-Württemberg vom 15.02.2017 soll 
der Bedarf an Wohnbauflächen auf Grund der Bevölkerungsprognose des Statistischen Lan-
desamtes Baden-Württemberg ermittelt werden; vom ermittelten Bedarf sind bestehende 
Flächenpotentiale abzuziehen. In begründeten Einzelfällen können über die regionalisierte 
Bevölkerungsvorausrechnung hinaus auch eigene, nachvollziehbare Daten und Erhebungen 
der Kommunen zu ihrer Bevölkerungsentwicklung bei der Plausibilitätsprüfung berücksichtigt 
werden. 
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Gemäß der in Abbildung 3 dargestellten Berechnung (Basisjahr 2016, Zieljahr 2031) ergibt 
sich – ausgehend von einem Prognosewert von 24.534 Einwohnern im Jahr 2031 (= oberer 
Rand des Entwicklungskorridors) für die Stadt Mosbach ein Wert von 31,92 ha (absoluter 
Wohnbauflächenbedarf). 
 
Da die tatsächliche Einwohnerzahl der Stadt Mosbach am 31.12.2016 bereits bei 23.763 lag 
und damit den Basiswert der Prognose am 31.12.2016, nämlich 23.328 Einwohner, über-
schreitet, ist davon ausgehen, dass die Einwohnerentwicklung am oberen Rand des Entwick-
lungskorridors verlaufen wird. 
 
Auf Grund der ländlichen Struktur der Stadt Mosbach wurde als Bruttowohndichtewert 60 
EW/ha (anstelle von 80 EW/ha für Mittelzentren) zu Grunde gelegt. Es ergibt sich dadurch 
ein relativer Wohnbauflächenbedarf von 37,92 ha, von dem 6,0 ha durch Reserven in der 
Bauleitplanung, Brachflächen bzw. untergenutzte Flächen und Baulücken abzuziehen sind 
(vgl. Abbildung 3).2  
 
Auf Grund der Erfahrungen der letzten Jahrzehnte und der derzeitigen wirtschaftlichen Aus-
gangslage (wegen der niedrigen Zinssätze für Kapitalanlagen wird von Grundstücksverkäu-
fen häufig abgesehen) wird bezüglich der Baulücken ein Aktivierungsgrad von lediglich 10 % 
angenommen. 
 
Ein kleiner Teil des verbleibenden Bedarfs von 31,92 ha kann durch die Neuausweisung von 
0,8 ha Bruttowohnbaufläche im Gebiet „Rote Äcker VI“ gedeckt werden. 
  

                                                
2 Die Stadt Mosbach verfügt ein Baulückenkataster, das laufend aktualisiert wird. Im Jahr 2014 wurde 
ein Integriertes Städtebauliches Entwicklungskonzept (ISEK) erstellt, in dem die ermittelten Baulü-
cken- und Innenentwicklungspotentiale berücksichtigt wurden. 
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Abbildung 3: Bauflächenbedarfsnachweis für die Stadt Mosbach 

 
  

Bauflächenbedarfsnachweis Mosbach, Stand 2017
Sta 05.12.2017

Planungshorizont: 2031 (Basisjahr 2016 + 15 Jahre)

1. Ermittlung eines fiktiven Einwohnerzuwachses EZ 1 zur Berücksichtigung des Belegungsdichterückgangs

Formel: EZ 1= EW(Basis)*0,3*15 Jahre/100

EZ1: 1.069 EW Wohnbev. 31.12.2016: 23.763

(EW-Statistik Stadt Mosbach)

2. Ermittlung der Einwohnerentwicklung im Planungszeitraum auf der Basis der Prognose 

des Statistischen Landesamtes (EZ 2) (mit Wanderungen)

Formel: EZ 2=EW(Prognose)-EW(Basis_Prognosewert) EW Basis Prognose 2016: 23.328

(oberer Rand)

EZ2: 1.206 EW EW 2031 (Prognose): 24.534

(Entwicklungskorridor oberer Rand)

3. Addition von EZ 1 und EZ 2

Formel: EZ = EZ 1 und EZ 2

EZ: 2.275 EW

4. Ermittlung des Flächenwertes über die Orientierungswerte zur Bruttowohnmindestdichte

(relativer Wohnbauflächenbedarf)

Formel: Relativer Wohnbauflächenbedarf (ha) = EZ/Bruttowohndichtewert (in EW/ha)

EW/ha Mittelzentrum: 80

RWB: 37,92 ha Mosbach reduziert: 60

5. Berechnung des absoluten zusätzlichen Wohnbauflächenbedarfs

Formel: Absoluter Wohnbauflächenbedarf (AWB) (ha) = 

Relativer Wohnbauflächenbedarf (RWB)

 - abzgl. noch nicht beplante oder noch nicht bebaute ausgewiesene Wohnbauflächen in Bauleitplänen

 - abzgl. für Wohnbebauung aktivierbare Flächenpotentiale im unbeplanten Innenbereich (ha)

  (Brachflächen, Baulücken, Konversionsflächen, Altlastenflächen) Reserven Bauleitplanung: 2,2 *

Brachflächen: 1,7 **

Baulücken: 2,1 ***

Konversionsflächen: 0

Altlastenflächen: 0

AWB: 31,92 ha Summe: 6,0

* Lohrbach Hofgärten (Tei l ) (1,4 ha), Sattelbach Hofdis trikt (0,8 ha)

** Reichenbuch Ortskern (0,4 ha) / Neckarelz Fa l l torgärten (1,3 ha)

*** lt. ISEK 2014
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7. Inhalt der Planänderung 
Es ist eine Umwidmung in „Wohnbaufläche“ nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 BauNVO vorzunehmen. 
 
Abbildung 4: Umwidmung der Fläche im FNP 

 
Darstellung unmaßstäblich 
 
8. Umweltbericht 
siehe Folgeseiten / separates Dokument 
 
 
  

Umwidmung in  
„Wohnbaufläche“ 
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9. Hinweise 
 
Archäologische Denkmalpflege 
Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde oder Befunde 
entdeckt werden, ist dies gemäß § 20 DSchG umgehend einer Denkmalschutzbehörde oder 
der Gemeinde anzuzeigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikres-
te, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, auffällige Erdverfär-
bungen, etc.) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem 
Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde mit einer Verkürzung der Frist 
einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird hingewie-
sen. Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit kurz-
fristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. Ausführende Baufirmen sollten schriftlich in 
Kenntnis gesetzt werden. 
 
 
Anhang: Eingriffs-Ausgleichs-Untersuchung 
siehe Folgeseiten / separates Dokument 




























